
Aktenzeichen: 8 AZR 89/90 
Bundesarbeitsgericht 8. Senat

I. Arbeitsgericht 
Herne

Urteil vom 28. Februar 1991- 8 AZR 89/90 -
Urteil vom 16. Mai 1989
- 2 Ca 3113/88 -

II. Landesarbeitsgericht Hamm
Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse :
Für das Bundesarchiv :

Ja
Ja
Nein

Urteil vom 07. November 1989 
- 11 Sa 973/89 -

Entscheidungsstichwort:
Rechtsverletzung - Vertragsauslegung

Gesetz:
ArbGG § 72 Abs. 5; ZPO §§ 550, 563; BGB §§ 133, 157; TVG § 4 
Abs. 3; BUrlG § 7 Abs. 4; SchwbG § 22; BAT § 51 in der Fas­
sung des 55. Änderungstarifvertrags, § 59 Abs. 4

Leitsatz:
Das Revisionsgericht kann eine vom Berufungsgericht rechts­irrtümlich unterlassene Vertragsauslegung selbst vornehmen, 
wenn das Berufungsgericht die dafür erforderlichen Feststel­
lungen getroffen hat und weitere Feststellungen nicht mehr in 
Betracht kommen (Bestätigung der bisherigen Rechtsprechung).
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8 AZR 89/90 
11 Sa 973/89 Hamm
Verkündet am 
28. Februar 1991
Siegel,
Reg.-Hauptsekretärin als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 28. Februar 1991 durch die Vize­
präsidentin Michels-Holl, die Richter Prof. Dr. Leinemann- 
und Dr. Peifer sowie die ehrenamtlichen Richter Sperl und
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Mache für Recht erkannt:
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1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 7. No­
vember 1989 - 11 Sa 973/89 - wird zurück­
gewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger war bei der Beklagten als technischer Angestell­
ter, zuletzt als Elektroingenieur, beschäftigt. Auf das Arbeits­
verhältnis fand der Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) Anwen­
dung. Seit 13. Mai 1986 war der Kläger arbeitsunfähig erkrankt. 
Anfang April 1987 wurde ihm vom Träger der gesetzlichen Renten­
versicherung für die Zeit ab 1. September 1986 Rente wegen Be­
ruf sunfähigkeit bewilligt. Am 24. April 1987 schlossen die Par­
teien unter Verwendung eines Vordrucks einen Vertrag, in dem sie 
das Arbeitsverhältnis zum 30. April 1987 auflösten. In § 4 des 
Vertrags heißt es:

"Urlaubsabgeltung nach § 51 BAT wird gezahlt."

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, die Beklagte müsse 
ihm seinen der Höhe nach unstreitigen restlichen Erholungsurlaub
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und Schwerbehindertenzusatzurlaub für die Jahre 1986 und 1987 ab­
gelten. Er sei nur bis zum 29. April 1987 arbeitsunfähig gewesen. 
Seitdem sei er, wie sich aus einem Gutachten der vertrauensärzt­
lichen Dienststelle der Landesversicherungsanstalt ergebe, in der 
Lage, fortlaufend leichte bis gelegentlich mittelschwere Tätig­
keiten zu verrichten. Solche Tätigkeiten hätte die Beklagte ihm 
bei Fortbestand des Arbeitsverhältnisses anbieten müssen. Der 
Kläger hat beantragt

festzustellen, daß die Beklagte ihm Urlaub 
für 1986 in Höhe von 27 Urlaubstagen und 
für 1987 in Höhe von 18 Urlaubstagen abzu­
gelten hat.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die Auffassung 
vertreten, der Kläger habe auch nach dem 29. April 1987 krank­
heitsbedingt nicht die vertraglich geschuldete Arbeitsleistung 
eines Elektroingenieurs erbringen können. Sonstige Arbeitslei­
stungen, zu denen der Kläger möglicherweise in der Lage gewesen 
wäre, hätte sie nicht anzunehmen brauchen.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Klage ab­
gewiesen. Mit der Revision verfolgt der Kläger den Klageantrag 
weiter.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  ;

Die Revision hat keinen Erfolg. Das Landesarbeitsgericht hat 
die Berufung des Klägers zu Recht als unbegründet zurückgewiesen. 
Der Kläger hat keinen Anspruch auf Abgeltung des restlichen Erho-
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lungs- und Schwerbehindertenzusatzurlaubs für die Jahre 1986 und 
1987.

1. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Anspruch sei 
verfallen. Er sei zwar beim Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis 
entstanden. Bis zum Verfallzeitpunkt sei er jedoch nicht erfüll­
bar gewesen, weil der Kläger bei Fortbestehen des Arbeitsverhält­
nisses auch nach dem 29. April 1987 krankheitsbedingt nicht in 
der Lage gewesen wäre, die nach dem Arbeitsvertrag geschuldete 
Tätigkeit eines technischen Angestellten auszuüben. Dafür, daß 
die Beklagte verpflichtet gewesen wäre, die dem Kläger nach dem 
vertrauensärztlichen Gutachten noch möglichen Arbeiten als ver­
traglich geschuldete Arbeitsleistung anzunehmen, habe der Kläger 
keine Tatsachen vorgetragen.

Soweit das Landesarbeitsgericht damit den gesetzlichen und 
tariflichen Anspruch des Klägers auf Urlaubsabgeltung abgelehnt 
hat, entspricht dies der Rechtsprechung des Senats. Nach ihr 
braucht der Anspruch auf Urlaubsabgeltung nach der hier anwendba­
ren TarifbeStimmung des § 51 Abs. 1 Satz 3 BAT in der seit 1. Ja­
nuar 1987 geltenden Fassung des 55. Änderungstarifvertrags ebenso 
wie der gesetzliche Urlaubsabgeltungsanspruch nach § 7 Abs. 4 
BUrlG nicht erfüllt zu werden, wenn der Angestellte bei Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses und danach bis zum Zeitpunkt des 
Anspruchsverfalls arbeitsunfähig ist (BAGE 62, 331 = AP Nr. 51 zu 
§ 7 BUrlG Abgeltung; vgl. auch Urteil vom 16. August 1990 - 8 AZR 
590/89 - unveröffentlicht); kann ein Arbeitnehmer trotz Arbeits­
unfähigkeit andere Arbeiten als bisher verrichten, muß der Ur­
laubsanspruch nur abgegolten werden, wenn der Arbeitgeber bei
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Fortbestehen des Arbeitsverhältnisses verpflichtet wäre, die dem 
Arbeitnehmer nunmehr möglichen Tätigkeiten als vertragsgemäß an­
zunehmen (BAGE 56, 340 = AP Nr. 41 zu § 7 BUrlG Abgeltung) ,* der 
Arbeitnehmer hat hierfür die Darlegungs- und Beweislast (BAG Ur­
teil vom 20. April 1989 - 8 AZR 621/87 - BAGE 61, 362 = EzA § 7 
BUrlG Nr. 66). Von dieser Rechtsprechung abzugehen, besteht kein 
Anlaß. Die Revision greift das Berufungsurteil in diesem Punkt 
auch nicht an.

2. Die Revision rügt aber, das Landesarbeitsgericht habe § 4 
des Auflösungsvertrags vom 24. April 1987 nicht beachtet. Darin 
habe die Beklagte dem Kläger die Urlaubsabgeltung ausdrücklich. 
zugesagt.

a) Der Revision ist zuzugeben, daß das Landesarbeitsgericht 
hätte prüfen müssen, ob der Anspruch auf Urlaubsabgeltung sich 
aus dem Auflösungsvertrag ergibt. Wäre dessen § 4 so auszulegen, 
daß es für die Leistung auf die gesetzlichen und tariflichen An­
spruchsvoraussetzungen nicht ankommt, stünde dem Kläger trotz 
seiner Arbeitsunfähigkeit der Urlaubsabgeltungsanspruch zu. Die 
einzelvertragliche Regelung würde zugunsten des Klägers vom Ta­
rifvertrag abweichen und wäre daher wirksam (§ 4 Abs. 3 TVG).

b) Die Rechtsverletzung (§ 72 Abs. 5 ArbGG in Verb, mit § 550 
ZPO), die darin liegt, daß das Berufungsgericht die Auslegung des 
Vertrags vom 24. April 1987 unter Verletzung der §§ 133, 157 BGB 
unterlassen hat, nötigt jedoch nicht zur Aufhebung des Berufungs­
urteils, weil dieses sich aus anderen Gründen als richtig dar-
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stellt (§ 563 ZPO). Der Auflösungsvertrag enthält nicht die vom 
Kläger behauptete Zusage.

aa) Nach § 4 des Vertrags war die Beklagte verpflichtet, dem 
Kläger Urlaubsabgeltung nach § 51 BAT zu zahlen. Der für die Aus­
legung in erster Linie maßgebende Erklärungswortlaut spricht so­
mit dafür, daß dem Kläger die in dieser Tarifnorm geregelte Lei­
stung zustehen sollte. Anhaltspunkte dafür, daß die Urlaubsab­
geltung von anderen als den tariflichen Voraussetzungen abhängen 
sollte, sind der Vereinbarung nicht zu entnehmen. Hätten die Par­
teien dem Kläger den Abgeltungsanspruch unabhängig von der Vor­
aussetzung seiner Erfüllbarkeit zuwenden wollen, hätten sie dies 
vereinbaren müssen. Für die Zusage einer solchen - übertarifli­
chen - Leistung hat der Kläger keine Tatsachen vorgetragen. Die 
Behauptung des Klägers, er habe sich auf den Auflösungsvertrag, 
durch den eine Verlängerung des Arbeitsverhältnisses gemäß § 59 
Abs. 4 BAT über den 30. April 1987 hinaus vermieden worden sei, 
nur eingelassen, weil die Beklagte ihm die Abgeltung zugesichert 
habe, und, wenn ihm die spätere Haltung der Beklagten bekannt ge­
wesen wäre, hätte er den Vertrag nicht abgeschlossen, ist un­
schlüssig . Dieser Vortrag zwingt nicht zu der Annahme, daß die 
Parteien von § 51 BAT und § 7 Abs. 4 BUrlG abweichende Abgel­
tungsvoraussetzungen vereinbart haben. Die Ersetzung des von der 
Zustimmung der Hauptfürsorgestelle gemäß § 22 SchwbG abhängigen 
und daher ungewissen Beendigungszeitpunkts durch die Vereinbarung 
in § 1 des Auflösungsvertrags, nach der das Arbeitsverhältnis mit 
Ablauf des 30. April 1987 endet, stellte für den Kläger, der oh­
nehin seit 1. November 1986 keinen Lohnanspruch mehr besaß (vgl.
§ 2 des Auflösungsvertrags), kein Nachgeben auf finanziellem Ge-
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r

biet dar. Es ist deshalb nicht einsichtig, daß der Kläger durch 
§ 4 des Auflösungsvertrags gegenüber der Tarifregelung begünstigt 
werden sollte. Die ausdrückliche Bezugnahme auf § 51 BAT spricht 
vielmehr gegen diese Annahme.

bb) Die Auslegung des Auflösungsvertrags kann der Senat als Re­
visionsgericht selbst vornehmen, weil das Berufungsgericht die 
erforderlichen Feststellungen getroffen hat und weitere Feststel­
lungen nicht mehr in Betracht kommen, die Auslegung somit nur ei­
nen der rechtlichen Gesichtspunkte betrifft, unter denen das Re­
visionsgericht das Berufungsurteil im Rahmen der von den Parteien 
gestellten Anträge nachzuprüfen hat (vgl. BGHZ 65, 107; BAG Ur­
teil vom 12. Juli 1957 - 1 AZR 418/55 - AP Nr, 6 zu § 550 ZPO;
BAG Urteil vom 21. November 1958 - 1 AZR 107/58 - AP Nr. 11 zu 
§ 611 BGB Gratifikation). Das Landesarbeitsgericht hat auf den 
vorgetragenen Inhalt der in beiden Rechtszügen gewechselten 
Schriftsätze und damit auch auf den Auflösungsvertrag, der Anlage 
der Klageschrift war, Bezug genommen. Dadurch hat es den Ver­
tragsinhalt festgestellt. Mit weiteren Feststellungen ist nicht 
mehr zu rechnen. Der Kläger hat in der Berufungsbegründung in 
bezug auf § 4 des Auflösungsvertrags ausdrücklich erklärt, dessen 
Wortlaut sei so eindeutig, daß es keiner weiteren Begründung be­
dürfe. Es ist somit nicht zu erwarten, daß der Kläger in einer 
erneuten Verhandlung vor dem Berufungsgericht weitere Tatsachen 
zur Vertragsauslegung vortragen würde.

Sperl Mache
Michels-Holl Dr. Leinemann Dr. Peifer
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